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 § 1 MIETE 1 

 § 1 MIETE  

 A) Inhalt, System und Zustandekommen 
 

 
I. Die Systematik des Mietrechts 

 

Systematik des Mietrechts Beim Abschluss eines Mietvertrages einigen sich die Parteien dar-
über, dass eine Partei (Vermieter) der anderen eine Sache zum 
Gebrauch überlässt und die andere Partei (Mieter) dafür ein Entgelt 
zahlt. 
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 Im Gesetz finden sich allgemeine Vorschriften für Mietverhältnisse 
(§§ 535 – 548a BGB), besondere Vorschriften für Mietverhältnisse 
über Wohnraum (§§ 549 - 577a BGB) und Mietverhältnisse über an-
dere Sachen (§§ 578 - 580a BGB), Pacht (§§ 581 - 584b BGB) und 
Landpacht (§§ 585 - 597 BGB).  

 

 hemmer-Methode: Versuchen Sie schon an dieser Stelle, die Systema-
tik von allgemeinen und besonderen Regeln im Mietrecht zu erfassen. 
Lesen Sie sich dazu die Überschriften zu den §§ 535 ff. BGB durch. 
Beachten Sie dabei, dass die einzelnen Paragraphen neuerdings amtli-
che Überschriften haben, die auch zur Auslegung herangezogen wer-
den können. 
Das Skript erläutert die allgemeinen und besonderen Vorschriften des 
Mietrechts nicht getrennt, sondern jeweils in Kombination. So wird bei 
Ihnen von Anfang an Verständnis für die Systematik geschaffen, auf 
die es im unbekannten Examensfall entscheidend ankommt! 

 

   
 

Allgem. Vor-
schriften für 
Mietverhält-

nisse 
§§ 535-548a 

BGB 

Mietvertrag, Pachtvertrag 

Mietverhält-
nisse über 
Wohnraum 

 

§§ 549-577a 
BGB 

Mietverhält-
nisse über 

andere 
Sachen 

§§ 578-580a 
BGB 

Pachtvertrag 
 
 
 

§§ 581-584b 
BGB 

Landpacht-
vertrag 

 
 

§§ 585-597 
BGB 

 Allgemeine Vorschriften 
 Die Miete 
 Pfandrecht des Vermieters 
 Wechsel der Vertragsparteien 
 Beendigung des Mietverhältnisses 
 Besonderheiten bei der Bildung von 

Wohnungseigentum 
 

 

 Die Systematik des Mietrechts ganz einfach: 
 

 1. In den §§ 535 bis 548a BGB ist der Allgemeine Teil des Miet-
rechts geregelt. Diese Vorschriften kommen für alle Mietverhältnisse 
zur Anwendung. 

2. In den §§ 549 bis 577a BGB sind die Besonderheiten des Wohn-
raummietvertrages geregelt. 

3. In den §§ 578 ff. BGB sind Besonderheiten bei Mietverträgen 
über andere Sachen als Wohnraum und über digitale Produkte 
geregelt. Bei der Grundstücks-/Geschäftsraummiete verweist § 578 
BGB teilweise auf die Vorschriften zur Wohnraummiete, aber eben 
nur teilweise. 
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 hemmer-Methode: Beachten Sie, dass auf das Schriftformerfordernis 
des § 568 I BGB für Kündigungen gerade nicht verwiesen wird. Die 
Kündigung eines (z.B.) Geschäftsraummietvertrages ist formlos gültig. 
In den meisten Mietverträgen wird freilich die Schriftform für die Kün-
digung vereinbart. Dies ist in Formularverträgen aber nicht zulässig, 
da § 309 Nr. 13 BGB für solche Erklärungen nur die Textform vorge-
schrieben werden darf.  

 

Zustandekommen Der Mietvertrag ist als Vertrag über eine entgeltliche Gebrauch-
süberlassung ein gegenseitiger Schuldvertrag i.S.d. §§ 320 ff. BGB. 
Er kommt gemäß §§ 145 ff. BGB zustande. 

2 

Mietgegenstand: nur Sachen Mietgegenstand gemäß § 535 I S. 1 BGB sind nur Sachen im Sinne 
von § 90 BGB. Rechte können hingegen nur verpachtet werden.1  

 

Digitale Produkte, § 548a BGB In § 548a BGB wird klargestellt, dass die Vorschriften über die Miete 
von Sachen auch auf die Miete digitaler Produkte anzuwenden sind. 
Hier ist insbesondere § 578b BGB zu beachten. 

 

 Die Mietsache kann beweglich oder unbeweglich sein. Durch einen 
Mietvertrag können auch mehrere Sachen oder nur Teile von Sa-
chen vermietet werden.2 

 

 Bsp.: Hauswand, Fenster; aber auch die Überlassung von Werbeflächen 
auf einem Kfz3  

 

„Geldautomatenaufstellvertrag“ Ein Vertrag, bei dem sich die Leistungspflicht darauf beschränkt, 
einem Automatenaufsteller gegen ein monatliches Entgelt eine Teil-
fläche der von ihm gemieteten Räumlichkeiten zur Aufstellung eines 
Geldautomaten zur Verfügung zu stellen, ist von seiner Rechtsnatur 
her als Mietvertrag einzuordnen. Etwas anderes gilt für Automaten-
aufstellverträge, bei welchem der Automat in den gewerblichen Be-
trieb eines anderen zum gemeinsamen Nutzen beider Vertragspart-
ner eingegliedert wird. Ein solcher Vertrag ist von seiner Rechtsnatur 
her ein Gestattungsvertrag sui generis.4 

 

Def.: Grundstück Grundstücke i.S.v. § 578 I BGB sind räumlich abgegrenzte Teile der 
Erdoberfläche.5 Grundstücksmiete ist gegeben bei Vermietung von 
unbebauten Grundstücken und bei der Vermietung von Teilen eines 
Grundstücks oder eines Gebäudes, sofern diese Teile nicht Räume 
sind. 

 

 Bsp.: Fläche am Campingplatz; Teile von Außenwänden zum Anbringen 
von Gegenständen 

 

Def.: Räume Räume i.S.v. § 578 II BGB sind alle Gebäude und Innenräume von 
Gebäuden unabhängig davon, wie sie genutzt werden.6 Ausgenom-
men sind natürlich Wohnräume, da hierfür die §§ 549 bis 577a BGB 
gelten. 

 

Entgelt  Entgelt ist beim Mietvertrag die „Miete“. Über deren Höhe müssen 
sich die Parteien notwendig geeinigt haben, § 535 II BGB. Die Miete 
besteht i.d.R. aus einer Geldleistung, kann jedoch auch, wenn dies 
vereinbart wurde, in Form von Sach- oder Dienstleistungen erbracht 
werden. 

 

                                                                  
1 Dazu unten Rn. 106 ff.  
2 Grüneberg, § 535 BGB, Rn. 1. 

3 Vgl. dazu BGH, Life&LAW 03/2019, 173 f. = jurisbyhemmer: jurisbyhemmer. Unser Service-Angebot an Sie: kostenlos hemmer-club-Mitglied 
werden (www.hemmer-club.de) und Entscheidungen der Life&LAW lesen und downloaden. 

4 Vgl. dazu BGH, Life&LAW 09/2019, 584 ff. = NJW-RR 2021, 12 ff. = jurisbyhemmer. 

5 Grüneberg, Übbl. 1 Vorb. § 873 BGB. 

6 Grüneberg, Vorb. § 535 BGB, Rn. 91. 
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 II. Formbedürftigkeit befristeter Mietverträge, § 550 BGB  

Mietvertrag grds. formfrei Der Mietvertrag ist grundsätzlich formfrei.7  3 

Schriftformvereinbarung durch 
Parteien 

Die Parteien können selbstverständlich eine konstitutive Schriftform 
vereinbaren. Bei Verstößen gegen die gewillkürte Schriftform gilt 
dann § 125 S. 2 BGB. 

 

 Gemäß § 125 S. 2 BGB ist eine Vereinbarung, bei der die gewillkür-
te Schriftform nicht eingehalten wird, im Zweifel nichtig.  

 

 Eine derartige Schriftformvereinbarung kann nach ganz h.M. jedoch 
ohne Einhaltung der Schriftform, u.U. sogar konkludent aufgehoben 
werden, da sich die Parteien aufgrund der Privatautonomie nicht der 
Freiheit berauben können, später Verträge ohne Einhaltung einer 
bestimmten Form zu schließen. Aus diesem Grunde wird man viele 
solcher Abreden im Ergebnis doch für wirksam erachten können.8 

 

 Bsp.: V und M haben vereinbart, dass alles, was Änderungen des Miet-
vertrages anbelangt, schriftlich festgehalten werden soll.  

 

 Nach einigen Monaten vereinbaren sie mündlich eine Mietminderung.  

 Diese Abrede ist wirksam, da davon auszugehen ist, dass die Parteien 
die Schriftformklausel (konkludent) aufgehoben haben. Nach Rechtspre-
chung des BGH soll es dabei nicht einmal schaden, wenn die Parteien in 
diesem Moment gar nicht an die Klausel gedacht haben!9 

 

Ausnahme: Gesetzliche Schriftform 
nach § 550 BGB für Wirksamkeit 
einer längeren Vertragsdauer als ein 
Jahr 

Eine Ausnahme besteht jedoch gemäß § 550 BGB für Mietverträge 
über Wohnraum, die für länger als ein Jahr geschlossen werden.10 
Der Mietvertrag ist aber unabhängig von der Frage, ob die Form des 
§ 550 S. 1 BGB gewahrt wurde, wirksam, da die Einhaltung der 
Schriftform keine Wirksamkeitsvoraussetzung für den Mietvertrag, 
sondern nur für die Wirksamkeit einer längeren Befristung als von 
einem Jahr ist. 

 

 Die Bedeutung des § 550 BGB für Wohnraummietverhältnisse ist 
relativ gering, da befristete Mietverträge über Wohnraum (sog. Zeit-
mietverträge) nur unter den sehr strengen Voraussetzungen des 
§ 575 BGB zulässig sind. 

 

 hemmer-Methode: Von größerer Bedeutung ist § 550 BGB bei einem 
Wohnraummietvertrag in Studentenwohnheimen, da gem. § 549 III BGB 
die Vorschrift des § 575 BGB nicht zur Anwendung kommt und daher 
Befristungen ohne Einschränkung möglich sind. 

 

Wichtig v.a. über die Verweisung in 
§ 578 I, II S. 1 BGB für die Miete von 
Grundstücken und Räumen, die 
keine Wohnräume sind 

Die größte Bedeutung hat § 550 BGB aber über die Verweisungs-
norm des § 578 I, II BGB bei der Grundstücks- und Geschäftsraum-
miete bzw. bei der Grundstücks- und Geschäftsraumpacht, vgl. 
§ 581 II BGB. Für diese Mietverträge gelten die strengen Vorausset-
zungen eines Zeitmietvertrages nach § 575 BGB nicht. § 578 I, 
II BGB verweisen für die Grundstücks- und Geschäftsraummiete 
zwar auf § 550 BGB, nicht jedoch auf § 575 BGB! 

 

Statt Schriftform gilt Textform Mit dem am 01.01.2025 in Kraft getretenen Vierten Bürokratieentla-
stungsgesetz11 wurde § 578 I BGB um einen Satz 2 erweitert, wo-
nach § 550 BGB mit der Maßgabe anzuwenden ist, dass statt der 
Schriftform die Textform gilt. 

 

                                                                  
7  Grüneberg, Vorb. § 535 BGB, Rn. 48. 

8 Vgl. dazu Medicus/Petersen, BR, Rn. 187a. 

9 BGH, NJW 1965, 293; JZ 1967, 287 f.; BGHZ 49, 364 ff.: alle Entscheidungen = jurisbyhemmer. 

10 Vgl. dazu den Problembeitrag von Tyroller, Die Rechtsprechung des BGH zur Formbedürftigkeit nach § 550 BGB bei befristeten Mietverträgen, 

Life&LAW 08/2021, 555 ff. 
11 Viertes Gesetz zur Entlastung der Bürgerinnen und Bürger, der Wirtschaft sowie der Verwaltung von Bürokratie v. 23.10.2024, BGBl. 2024 I Nr. 323. 
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 hemmer-Methode: § 578 I S. 2 BGB gilt uneingeschränkt für alle ab 
dem Inkrafttreten des Gesetzes am 01.01.2025 geschlossenen Verträ-
ge.  
Für davor geschlossene Verträge enthält Art. 229 § 70 EGBGB eine 
Übergangsregelung. 
Auf derartige Altverträge ist vom 01.01.2025 bis einschließlich zum 
01.01.2026 noch das bisherige Recht anzuwenden. Für Änderungen 
eines Altvertrages ab 01.01.2025 gilt hingegen § 578 I S. 2 BGB. 
Wenn die Prüfungsordnung in Ihrem Bundesland Kommentierungen 
des Gesetzes zulässt, schreiben Sie sich Art. 229 § 70 EGBGB an den 
Rand von § 578 I S. 2 BGB bzw. § 578 I S. 2 BGB an den Rand von 
§ 550 S. 1 BGB. 

 

Textform, § 126b BGB Der Textform genügt nach § 126b BGB jede lesbare Erklärung, in 
der die Person des Erklärenden genannt wird und die auf einem 
dauerhaften Datenträger abgegeben wird. 

 

 Hierunter ist nach § 126b S. 2 BGB ein Medium zu verstehen,  

  das es dem Empfänger ermöglicht, eine auf dem Datenträger 
befindliche, an ihn persönlich gerichtete Erklärung so aufzube-
wahren oder zu speichern, dass sie ihm während eines für ihren 
Zweck angemessenen Zeitraums zugänglich ist (§ 126b S. 2 
Nr. 1 BGB),  

 und das geeignet ist, die Erklärung unverändert wiederzugeben 
(§ 126b S. 2 Nr. 2 BGB). 

 

Anforderungen an die Textform  Dieser Vorgabe genügen Erklärungen in Papierform, aber auch auf 
Datenträgern wie Festplatten, USB-Sticks, Speicherkarten, CD-ROM 
oder DVD.12 

 

 Ebenfalls erfasst sind Erklärungen per E-Mail oder SMS, über einen 
Messenger-Dienst oder über soziale Netzwerke. Entscheidend ist, 
dass es die Übermittlung dem Empfänger erlaubt, die an ihn persön-
lich gerichtete Information dergestalt zu speichern, dass ihr Inhalt 
und ihre Zugänglichkeit während angemessener Dauer nicht verän-
dert werden kann und hierdurch die Möglichkeit ihrer originalge-
treuen Wiedergabe gegeben ist.13 

 

 Für die Textform fehlt aber - anders als bei der gesetzlichen Schrift-
form (vgl. § 126 II BGB) - eine Sonderregelung für Verträge. Mit der 
Änderung des § 578 I BGB ist daher die Frage entstanden, wie ein 
Mietvertrag überhaupt in Textform geschlossen werden kann. 

 

 Unklar ist, ob die Beteiligten ein einheitliches (elektronisches) Do-
kument erstellen müssen, das beide Vertragserklärungen enthält. 
Diskutiert wurde das Problem eines Vertragsschlusses in Textform 
bereits im Gesetzgebungsverfahren. Der Bundesrat bemängelte in 
seiner Stellungnahme zum Regierungsentwurf des Vierten Bürokra-
tieentlastungsgesetzes, dass unklar sei, ob der gesamte Vertragsin-
halt mit Angebot und Annahme auf einem Datenträger enthalten sein 
müsse oder ob Bezugnahmen genügten. 

 

 hemmer-Methode: Daher wird bis zu einer Klärung der Anforderungen 
durch den BGH empfohlen, vorläufig beim Abschluss und bei der Än-
derung von Verträgen auf die Einhaltung der Schriftform entsprechend 
den bisherigen Grundsätzen zu bestehen, da hierdurch sicher die Text-
form gewahrt wird.14 

 

                                                                  
12 Grüneberg, § 126b Rn. 3. 

13 BGH, NJW 2014, 2857 (2858) = jurisbyhemmer; BeckOK BGB/Wendtland, BGB § 126b Rn. 8. 

14 Vgl. dazu Arnold, Einführung des Textformerfordernisses in der Gewerberaummiete, NZM 2025, 279 (287). 
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 1. Vereinbarte Mietdauer muss länger als ein Jahr sein  

 § 550 BGB gilt nicht, wenn der Vertrag für unbestimmte Zeit ge-
schlossen wird, und zwar auch dann nicht, wenn die Parteien davon 
ausgehen, dass das Mietverhältnis länger als ein Jahr andauern wird.  
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 § 550 BGB soll dagegen gelten, wenn ein Vertrag auf unbestimmte 
Zeit geschlossen und dabei eine Kündigungsfrist von einem Jahr 
vereinbart wird.15 Das Schriftformerfordernis gilt auch dann, wenn 
bei einem unbefristeten Mietvertrag in zulässiger Weise das Recht 
zur ordentlichen Kündigung für eine längere Zeit als ein Jahr ausge-
schlossen wurde.16 

 

 hemmer-Methode: Ein einzelvertraglich vereinbarter Ausschluss des 
ordentlichen Kündigungsrechts ist auch auf Dauer zulässig. Insbeson-
dere ist eine solche Vereinbarung in Wohnraummietverträgen weder 
wegen § 573c IV BGB noch wegen § 575 IV BGB unwirksam.17 

 

 Mietverträge, die nicht für längere Zeit als ein Jahr geschlossen 
worden sind, aber eine Verlängerungsklausel über ein Jahr hinaus 
enthalten oder in denen dem Mieter oder beiden Vertragspartnern 
eine Option auf entsprechende Vertragsverlängerung offengehalten 
wird, fallen nach der Rechtsprechung ebenfalls unter § 550 BGB.18 

 

 § 550 BGB gilt auch dann, wenn der Mietvertrag auf Lebenszeit 
einer Partei (vgl. § 544 S. 2 BGB) geschlossen wird.19 

 

 Auch auf Mietverträge, die bis zu einem bestimmten Ereignis laufen 
sollen, z.B. bis zur Heirat oder Versetzung, wenn das Ereignis nach 
den Vorstellungen der Parteien erst nach mehr als einem Jahr Ver-
tragsdauer eintreten wird, soll § 550 BGB zur Anwendung kommen. 

 

 
2. Sinn und Zweck des § 550 BGB 

 

Zweck des § 550 BGB Die Formvorschrift dient in erster Linie dem Zweck, dass ein späterer 
Erwerber, der gemäß § 566 BGB (ggfs. i.V.m. § 578 I, II S. 1 BGB) als 
Vermieter in das Mietverhältnis eintritt, sich einen Überblick über die 
auf ihn übergehenden Rechte und Pflichten verschaffen kann.20 
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 Im Fall einer wirksamen Befristung eines Mietvertrages ist das Recht 
zur ordentlichen Kündigung grds. ausgeschlossen. Dies folgt im 
Umkehrschluss aus § 542 II BGB. Danach endet ein befristetes 
Mietverhältnis mit Zeitablauf, wenn es nicht verlängert (§ 542 II Nr. 2 
BGB) bzw. außerordentlich gekündigt (§ 542 II Nr. 1 BGB) wird. 
Eine ordentliche Kündigung ist daher gerade nicht möglich. Die Ver-
einbarung einer festen Laufzeit stellt daher sicher, dass der Vertrag 
vor Ende der Laufzeit nicht beendet werden kann, außer es liegt ein 
wichtiger Grund vor. 

 

 Darüber hinaus dient die Schriftform des § 550 BGB aber auch da-
zu, die Beweisbarkeit langfristiger Abreden zwischen den ursprüngli-
chen Vertragsparteien sicherzustellen und diese vor der unbedach-
ten Eingehung langfristiger Bindungen zu schützen.  

 

                                                                  
15 § 550 BGB, Rn. 7; vgl. auch BGH, NJW 1998, 62 ff. = jurisbyhemmer. 

16 Grüneberg, § 550 BGB, Rn. 7 und Rn. 3. 

17 Vgl. BGH, Life&LAW 02/2019, 73 ff. = jurisbyhemmer; zu den Grenzen eines formularvertraglich vereinbarten Ausschlusses des ordentlichen 

Kündigungsrechts lesen Sie Rn. 104a in diesem Skript bzw. den ausführlichen hemmer-background zur Entscheidung BGH, Life&LAW 02/2019, 73 
(76 ff.). 

18 BGH, NJW-RR 1987, 1227 ff. = jurisbyhemmer. 

19 BGH, NJW 1998, 62 ff. = jurisbyhemmer. 

20 Grüneberg, § 550 BGB, Rn. 1. 
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 Diesem Sinn entspricht es auch, dass für die Einhaltung der Form 
keine feste Verbindung zwischen den einzelnen Blättern des Vertra-
ges notwendig ist. 

 

 Es genügt vielmehr, dass sich die Einheit der Urkunde aus fortlau-
fender Paginierung, Nummerierung, einheitlicher Gestaltung, inhalt-
lichem Zusammenhang des Textes oder vergleichbaren Merkmalen 
zweifelsfrei ergibt. Wird auf Anlagen verwiesen, muss zur Wahrung 
der Urkundseinheit die Zusammengehörigkeit dieser Schriftstücke in 
geeigneter Weise kenntlich gemacht werden21 

 

 hemmer-Methode: Die Regelung in einem Mietvertrag, dass das Miet-
verhältnis mit der Übergabe der Mietsache beginnt, ist hinreichend 
bestimmbar und genügt deshalb dem Schriftformerfordernis des 
§ 550 BGB.22 

 

 
3. Rechtsfolgen bei Nichteinhaltung der Schriftform 

 

Bei Nichtbeachtung der Form nur 
Unwirksamkeit der Mietzeitabrede 

Bei Nichteinhaltung der Schriftform ist die Befristung gem. § 125 S. 1 
BGB unwirksam. Obwohl es sich bei der Befristung um einen ganz 
wesentlichen Vertragsinhalt handelt, führt ein Verstoß gegen die in 
§ 550 S. 1 BGB geregelte Schriftform in Ausnahme zu § 139 BGB 
nicht zur Unwirksamkeit des gesamten Vertrages, sondern nur zur 
Unwirksamkeit der Befristung. 
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 Der Vertrag gilt dann für unbestimmte Zeit und ist daher ordentlich 
kündbar. Gem. § 550 S. 2 BGB ist die Kündigung allerdings frühe-
stens zum Ablauf eines Jahres nach Überlassung der Mietsache 
zulässig. 

 

 hemmer-Methode: Im Arbeitsrecht ist die Rechtslage nahezu identisch. 
Gem. § 14 IV TzBfG bedarf die Befristung des Arbeitsvertrages der 
Schriftform. Wurde die Schriftform nicht beachtet, so ist die Befristung 
gem. § 125 S. 1 BGB formnichtig und der Arbeitsvertrag gilt entgegen 
§ 139 BGB als auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

 

 Beim Verstoß gegen die Schriftform ist der Mietvertrag ordentlich 
kündbar. Selbst wenn der Mietvertrag zuvor jahrelang anstandslos 
durchgeführt worden ist, verstößt die ordentliche Kündigung, die 
wegen der Nichteinhaltung der Schriftform des § 550 BGB möglich 
ist, nicht gegen Treu und Glauben.23 

 

 
4. Anforderungen an die Wahrung der Schriftform 

 

 Die Anforderungen, die der BGH an die Einhaltung der Schriftform 
des § 550 S. 1 BGB stellt, sind äußerst streng. 
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a) Formale Anforderungen an die Schriftform 

 

Schriftform, § 126 BGB Sollen die Rechtsfolgen des § 550 BGB vermieden werden, muss 
der Mietvertrag grds. der gesetzlichen Schriftform des § 126 BGB 
genügen. Nach der Rechtsprechung des BGH reicht die Einhaltung 
der bloßen Schriftlichkeit der Erklärungen (sog. äußere Form) zur 
Wahrung der Schriftform des § 550 BGB aus.  
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21 BGH, NJW 1998, 58 ff.; BGH, Life&LAW 06/1999, 350 ff. = NJW 1999, 1104 ff.; BGH, Life&LAW 01/2000, 1 ff. = NJW 1999, 3257 ff. = jurisby-

hemmer. 

22 BGH, Life&LAW 06/2006, 384 ff. = NJW 2006, 139 f. = jurisbyhemmer. 

23 BGH, NJW 2004, 1103 f. = jurisbyhemmer. 




